
Steigende
CO2-Abgaben
machen Benzin,
Heizöl und Gas ab
2027 sprunghaft
teurer. Zum
Ausgleich will der
Staat zwar jedem
Bürger eine
Klima-Dividende
zahlen. Doch nicht
alle Verbraucher
werden davon in
gleichem Maße
profitieren

Mit dem Einbauverbot
für Gas- und Ölheizun-
gen ab dem kommen-
den Jahr hat Bundes-
wirtschaftsminister
Robert Habeck (Grüne)
zahlreiche Immobilien-
besitzer hochgradig
verunsichert. Viele las-
sen sich jetzt schnell ei-
nen neuen Heizkessel
einbauen, obwohl es
der alte sicher noch ein
paar Jahre getan hätte:
Zu groß ist die Sorge, durch das neue Ge-
bäudeenergiegesetz zum Einbau einer
teuren Wärmepumpe samt Hausdäm-
mung gezwungen zu werden. Eine von
Torschlusspanik geleitete Fehlentschei-
dung, warnt Habeck seither in Inter-
views: „Niemand sollte jetzt noch
schnell eine Öl- oder Gasheizung einbau-
en.“ Schließlich würden die Preise für
Erdgas und Heizöl von 2027 an durch
den EU-Emissionshandel kontinuierlich
steigen. „Allein schon deshalb sollte man
bei einer so langfristigen Investition wie
einer Heizung auf Erneuerbare setzen.“

VON KARSTEN SEIBEL UND DANIEL WETZEL

Liegt der Grünen-Politiker mit seiner
Kaufempfehlung richtig? WELT AM
SONNTAG hat das Forschungsinstitut
MCC in Berlin um eine Berechnung ge-
beten, wie stark Klimaabgaben noch auf
die Geldbörse der Verbraucher durch-
schlagen könnten, die bereits seit Anfang
2021 eine CO2-Steuer auf den Verbrauch
von Benzin, Heizöl und Gas zahlen. Ak-
tuell verteuert das den Benzinpreis um
gut acht Cent pro Liter. Doch 2027 steht
ein regelrechter Preissprung an.

Denn ab diesem Jahr will die Europäi-
sche Union ein neues Emissionshandels-
system für den Bereich Verkehr und Ge-
bäude einführen. Die deutsche CO2-
Steuer auf Benzin und Heizöl wird dann
zu einem europäischen Handelssystem
für CO2-Berechtigungen umgebaut.
Händler von Benzin, Heizöl oder Gas
müssen dann solche Berechtigungen er-
steigern. Weil sie diese knappen Scheine
untereinander handeln können, sorgt
das dafür, dass stets die billigsten Klima-
schutzmaßnahmen zuerst umgesetzt

werden. In die-
sem marktwirt-
schaftlichen
Kalkül liegt die
Stärke des
Emissionshan-
dels, der im Be-
reich Industrie
und Kraftwerke
seine Funkti-
onsfähigkeit
schon unter Be-
weis gestellt
hat. Doch am

Ende bleiben stetig steigende Kosten –
und die werden vom Tankstellen-Kon-
zern oder dem Heizöl-Händler auf den
Endverbraucher umgelegt.

Um wie viel geht es? Durch die Einfüh-
rung eines zweiten europäischen Emissi-
onshandels für den Gebäude- und Ver-
kehrsbereich „muss 2027 mit signifikant
höheren CO2-Preisen gerechnet wer-
den“, heißt es in der Auswertung der
MCC-Wissenschaftler Matthias Kalkuhl,
Maximilian Kellner und Tobias Berg-
mann für WELT AM SONNTAG. „Ohne
umfassende Förderprogramme, Verbote
oder Standards sind im Jahr 2030 Preise
zwischen 200 und 300 Euro pro Tonne
CO2 denkbar.“ Dies würde „zu Preisstei-
gerungen von Kraft- und Brennstoffen
führen, die in ähnlichem Umfang wie in
der Energiekrise 2022 liegen.“SSuper-Benzin etwa könnte bereits

im Jahr 2027 plötzlich 2,30 Euro
pro Liter kosten. Der Spritpreis

würde sich dann bis zum Jahr 2045 stetig
der Drei-Euro-Marke annähern. Ein Li-
ter Heizöl war im Zuge des Russlandkrie-
ges zeitweise auf mehr als 1,60 Euro pro
Liter gestiegen – und war erst jüngst wie-
der unter einen Euro gefallen. Durch die
EU-Klimaabgabe ab 2027 könnte der
Heizölpreis auf die 1,50-Euro-Marke zu-
rückschnellen. „Heizöl würde langfristig
teurer als in der Energiekrise 2022 wer-
den, und auch Erdgas würde mehr als
doppelt so teuer wie vor der Energiekri-
se“, heißt es in der Auswertung.

Die Zahlen sind nur eine ungefähre,
modellhafte Annäherung, keine echte
Prognose. Welche Preise sich im Emissi-
onshandel ab 2027 ergeben werden, kann
derzeit noch niemand vorhersagen. Das

hängt auch davon ab, wie die Förderpro-
gramme den Heizungstausch voranbrin-
gen und die Verkäufe von Elektroautos
nach oben treiben. 

Die klimapolitischen Preissteigerun-
gen bei fossilen Brenn- und Kraftstoffen
sollen die Verbraucher vom Kauf einer
Gas- oder Ölheizung abschrecken – und
zum Kauf einer mit Ökostrom betriebe-
nen Wärmepumpe bewegen, ebenso zum
Anschaffen eines Elektroautos. „Die
CO2-Bepreisung kann entscheidende In-
vestitionsanreize bieten“, bestätigten die
MCC-Autoren: „Damit diese sich jedoch
voll entfalten, muss die Politik frühzeitig
explizit Umfang und Ausmaß der CO2-
Bepreisung kommunizieren.“ 

Bei der Anschaffung einer neuen Hei-
zung hilft dieses Kalkül einstweilen nur
wenig, da man nicht weiß, wie sich die
Preise für Wärmepumpen-Strom entwi-
ckeln werden. Grundsätzlich gilt aber:

Summe gibt. Dies sorge automatisch für
einen sozialen Ausgleich. Da Wohlhaben-
de in der Regel größere Wohnungen oder
Häuser bewohnen, größere Autos fahren
und größere Reisen machen, zahlen sie
über den CO2-Preis mehr ein, als sie über
das Klimageld herausbekommen. Bei Är-
meren ist es umgekehrt. In der Praxis
dürfte die Politik von dieser Gleichver-
teilung aber abweichen. „Das Klimageld
– wie im Koalitionsvertrag geplant –
kann ein Baustein einer umfassenden
Entlastung sein“, schreiben die Gutach-
ter des MCC in ihrer Analyse: „Es sollte
aber stärker ausdifferenziert werden
oder um Härtefall-Kompensationen er-
gänzt werden.“

Nach den Annahmen der MCC-For-
scher könnte das Klimageld in der An-
fangsphase ab 2027 bei einigen Verbrau-
chern sogar zu deutlichen Mehreinnah-
men führen. Einer vierköpfigen Familie
mit Einfamilienhaus auf dem Land wür-
de in den ersten Jahren Klimageld in Hö-
he von rund 3000 Euro zufließen – wäh-
rend sich der Betrieb ihrer Ölheizung
aufgrund der CO2-Abgabe lediglich um
1500 Euro verteuert. Allerdings sinkt das
Klimageld Jahr für Jahr – weil immer we-
niger fossile Brennstoffe verkauft wer-
den, wenn sich Wärmepumpen und Elek-
troautos durchsetzen. Entsprechend we-
niger CO2-Abgaben landen im Klima-
fonds. Im Jahr 2040 etwa könnte die
Musterfamilie wohl nur noch mit 1200
Euro Klimageld im Jahr rechnen – wäh-
rend ihre Heizölkosten mit 2200 Euro
dann deutlich darüber liegen. Hierin
liegt der Anreiz, früh auf eine klima-
freundliche Heizung umzusteigen.

Doch einige Verbrauchergruppen
könnten nach den Berechnungen des
MCC netto auch draufzahlen: Bei allein-
stehenden Rentnern in Einfamilienhäu-
sern etwa würde das Klimageld schon
2027 kaum ausreichen, auch nur die
Hälfte der CO2-Abgabe auf Heizöl zu
kompensieren. In der Praxis könnten
sich Politiker deshalb gezwungen sehen,
von einem einheitlichen Klimageld für
alle abzuweichen. Haushalte mit gerin-
gem Einkommen, fehlendem Zugang
zum Öffentlichen Personennahverkehr
oder mit Ölheizungen in schlecht ge-
dämmten Gebäuden müssten dann zu-
sätzliche Förderungen erhalten. GE
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Familien 
statt Clans

VON CHRISTOPH KAPALSCHINSKI

VORSCHUSS

D ie größte Leistung des Ver-
bands „Die Familienunter-
nehmer“, so spotten einige

Kritiker, sei die Etablierung des Be-
griffs „Familienunternehmen“ im öf-
fentlichen Diskurs. Wie viel besser
klingt doch das Wort, das Firmen
vom Handwerksbetrieb bis zum
Weltkonzern umfasst, als der spröde
Begriff der „private companies“ in
den USA oder gar die Kampfbegriffe
Oligarchen- und Clan-Firmen. So
werden Familienwerte auch diese
Woche bei den Familienunterneh-
mertagen in Berlin wieder hochge-
halten – unabhängig davon, ob das
jeweilige Unternehmen nun wirklich
einer ganzen Familie oder einem
Einzeleigentümer gehört.

Eine Archiv-Recherche zeigt aller-
dings, dass der geschmeidige Begriff
schon seit Jahrzehnten rege in Ge-
brauch ist – lange bevor der Verband
2007 seinen heutigen Namen bekam.
Eine der ersten Erwähnungen des
Ausdrucks bei WELT behandelt 1946
eine Klage um die Eigentumsrechte
am Unternehmen Krupp. Schon da-
mals zeigte sich die Ambivalenz der
Familienunternehmen: 1943 sicherte
ein von Adolf Hitler unterzeichneter
Erlass, der das Unternehmen wieder
zum „Familienunternehmen“ mach-
te, die Rechte von Erbin Bertha
Krupp von Bohlen und Halbach.

Heute dient der Begriff weniger
der Verbrämung der Vergangenheit
als der Abwehr von Erbschaftsteuer-
Plänen, vor denen sich die zumin-
dest auf dem Papier wohlhabenden
Unternehmer gruseln. Der richtige
Adressat für den Wunsch nach dem
Erhalt der materiellen Familienwer-
te kommt jedenfalls zu dem Treffen:
Finanzminister Christian Lindner
(FDP) hat fest zugesagt – und dürfte
Steuerstabilität zusagen.

Lufthansa: Die teure Rückkehr der Riesenvögel S. 18

In die Tarifverhandlungen für die
rund 2,5 Millionen Beschäftigten
beim Bund und bei den Kommu-

nen kommt wieder Bewegung. Am
Samstag legte die von Arbeitgebern
und Gewerkschaften eingesetzte
Schlichtungskommission eine Emp-
fehlung vor. Sie sieht ein in mehre-
ren Raten bis Februar 2024 ausge-
zahltes steuerfreies Inflationsaus-
gleichsgeld von 3000 Euro vor, mit
einer ersten Zahlung im Juni 2023.
Ab 1. März 2024 würden die Tarifge-
hälter dann zunächst um einen So-
ckelbetrag von 200 Euro und danach
um 5,5 Prozent erhöht, insgesamt
aber mindestens um 340 Euro. Die
Laufzeit soll 24 Monate ab Januar
2023 betragen. Der Beschluss wurde
von einer „überwiegenden Mehr-
heit“ mitgetragen, wie die Kommis-
sion mitteilte. Die beiden Schlichter
Hans-Henning Lühr und Georg Mil-
bradt trugen die Entscheidung mit.

Ein Ende des Tarifkonflikts ist da-
mit noch nicht in Sicht. Der Bund
und die Vereinigung Kommunaler
Arbeitgeberverbände (VKA) sowie
Ver.di und der Deutsche Beamten-
bund (DBB) wollen die Tarifverhand-
lungen am 22. April wieder aufneh-
men. Die Arbeitnehmer hatten 10,5
Prozent mehr Geld gefordert, min-
destens aber 500 Euro mehr im Mo-
nat, bei einer Laufzeit des Tarifver-
trages von nur zwölf Monaten. Sollte
in der kommenden Verhandlungs-
runde keine Einigung erzielt werden,
könnten die Gewerkschaften eine
Urabstimmung über unbefristete
Streiks einleiten. Ver.di und DBB-Ta-
rifunion hatten nach der dritten
Runde in der Nacht zum 30. März
das Scheitern der Gespräche erklärt.
Der Bund und die Kommunen riefen
daraufhin die Schlichtung an. rtr

Bewegung im
Tarifstreit mit
Ver.di und DBB 
Schlichter schlagen
Sonderzahlungen vor 

Haushalt 18
Cent proKilowattstundeErdgas 45
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Arm soll der Klimaschutz die Verbrau-
cher nicht machen. Die vielen Milliarden,
die der Staat durch den Verkauf von CO2-
Berechtigungen einnimmt, sollen dem
Bürger als „Klimageld“ zurücküberwie-
sen werden – in der Hoffnung, dass der
das Geld dann für weniger klimaschädli-
che Zwecke ausgibt. Wer wenig fossile
Energie verbraucht, hat dank der jährli-
chen Rückzahlung am Ende womöglich
sogar mehr in der Tasche als heute.M ittlerweile wird an einem sol-

chen Auszahlungsmechanis-
mus gearbeitet. Im Zentrum

steht dabei das Bundeszentralamt für
Steuern in Bonn und die Steuer-ID, die
jeder Bürger schon mit der Geburt hat.
Vor- und Zuname, Geburtsdatum und
Anschrift sind dort bereits hinterlegt.
Nun soll auch noch eine aktuelle Konto-
verbindung gespeichert werden. Die Fa-
milienkasse und die Banken sollen an der
gewaltigen IBAN-Sammelaktion beteiligt
werden, entsprechende Arbeitsgruppen
sind installiert. Offen ist, wer am Ende
die Auszahlung des Klimageldes auf
Grundlage von SteuerID und Kontonum-
mer übernimmt. Bis 2024 wird der Me-
chanismus stehen, lautet das Verspre-
chen von Bundesfinanzminister Christi-
an Lindner (FDP). 

Wann er genutzt wird, ist allerdings
offen. Dafür müsste erst einmal Geld
vorhanden sein, das an die Bürger über-
wiesen werden könnte. Zwar gibt es den
„Klima- und Transformationsfonds“, in
dem nicht zuletzt durch die CO2-Beprei-
sung bereits heute viele Milliarden Euro
liegen. Nach Angaben des Bundesfinanz-
ministeriums werden allein zwischen
2023 und 2026 rund 178 Milliarden Euro
bereitgestellt. Das Problem ist jedoch:
Das Geld ist bereits für verschiedene
ökologische Hilfs- und Förderprogram-
me verplant. Bei diesen Programmen
müsste man also zunächst den Rotstift
ansetzen, um allen ein Klimageld auszah-
len zu können.

Nötig wäre es: Wenn Verbraucher Kli-
maschutz immer nur als Preis- und Kos-
tentreiber wahrnehmen, ist es mit der
Akzeptanz für die Energiewende schnell
vorbei. Doch wer erhält wie viel? Geklärt
ist noch nichts. Ökonomen gehen davon
aus, dass es pro Kopf pauschal dieselbe
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